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Regierungserklärung vor dem Treffen der europäischen Staats

Kaum ein anderes Land hat von der Europäischen Union
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immer ist die Europäische Union Deutschlands wic
Absatzmarkt. All dies wird bei der gegenwärtigen Di
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onen unterstützen sie dabei, dass es gelingt, den Euro
nachhaltig zu stabilisieren. Die Eurozone ist stabiler, als es
scheint. Aber nur Stabilität und nachhaltiges Wirtscha
in allen Euro-Ländern schützen vor Spekulation. Eine
nachhaltige Haushalts- und Wirtschaftspol
bot der Stunde. Eurobonds und eine Transferun
CDU und CSU strikt ab. Deutschland lei
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nismus ESM). Deutschland und andere EU
dafür eine begrenzte Änderung des EU
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die Euro-Zone soll ab 2013 den sogenannten Euro
Rettungsschirm ablösen. Vor dem Treffen der 27 Staats
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17. Dezember in Brüssel erläuterte Bundeskanzlerin Ang
la Merkel in einer Regierungserklärung vor dem Deu
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Aus Plenum und Lobby

Kabinettsbeschluss zur Bundeswehrreform

Das Bundeskabinett hat in dieser Woche die Aussetzung
der Wehrpflicht zum 1. Juli 2011 beschlossen. Dazu erklärt
der verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion und Reutlinger Bundestagsabgeordnete, Ernst-
Reinhard Beck: "Wir begrüßen die klare Entscheidung des
Kabinetts. Der beschlossene künftige Gesamtumfang der
Bundeswehr von bis zu 185.000 Soldaten trifft ebenfalls
auf unsere Zustimmung. Insbesondere die 170.000 Zeit-
und Berufssoldaten ermöglichen der Bundeswehr die Bei-
behaltung eines breiten Fähigkeitsspektrums. Die Bot-
schaft, die von dieser Entscheidung ausgeht, ist klar:
Deutschland bleibt ein verlässlicher Bündnispartner mit
starken Streitkräften. Die Bundeswehr hat nun die not-
wendige Planungssicherheit, um die Reform anzupacken.
Verteidigungsminister zu Guttenberg verdient höchsten
Respekt. Es ist seinem Engagement und seiner Entschei-
dungskraft zu verdanken, dass die grundlegendste Reform
in der Geschichte der Bundeswehr gelingen kann. Es gilt
jetzt, im Parlament die gesetzlichen Grundlagen zügig zu
ändern und den Beschluss finanziell so zu untermauern,
dass die Reform erfolgreich umgesetzt werden kann."

Koalition beschließt Steuervereinfachungen

Mit dem geplanten „Steuervereinfachungsgesetz 2011“
und den darin enthaltenen rund 40 Maßnahmen wird das
Steuerdickicht ein Stück weit gelichtet. So wird vor allem
die Steuererklärung für Arbeitnehmer und für Familien mit
Kindern sichtbar erleichtert und gleichzeitig eine direkte
Steuerersparnis in Höhe von knapp 600 Millionen Euro
bewirkt. Mit der Anhebung des Arbeitnehmerpauschbetra-
ges von derzeit 920 Euro auf 1.000 Euro wird für rund 22
Millionen Arbeitnehmer das Erfordernis, Belege vorzule-
gen, deutlich reduziert und gleichzeitig eine Entlastung
von über 300 Millionen Euro erreicht. Auch die Unterneh-
men werden durch Maßnahmen zur Entbürokratisierung
des Steuerrechts indirekt in einem Umfang von circa vier
Milliarden Euro entlastet. Hinzu kommen weitere Maß-
nahmen zur Entbürokratisierung des Einkommensteuer-
rechts, beispielsweise durch die Möglichkeit, die Einkom-
mensteuererklärung wahlweise nur alle zwei Jahre abzu-

geben. Damit löst die christlich-liberale Koalition ein weite-
res Wahlversprechen für diese Legislaturperiode ein.
Steuererklärungen können zukünftig einfacher und schnel-
ler erledigt werden.

Einsatz für Religionsfreiheit weltweit

Die christlich-liberale Koalition hat das Werben für Religi-
onsfreiheit und den Einsatz für verfolgte Christen zu ei-
nem festen Bestandteil der deutschen Außenpolitik ge-
macht. An diesem Freitag hat der Bundestag den Antrag
der Koalitionsfraktionen „Religionsfreiheit weltweit schüt-
zen“ abschließend beraten. Mit dem Antrag wird der Fokus
auf drei Bereiche gelegt, die im Kampf für umfassende
Religionsfreiheit zentral sind: Zur Religionsfreiheit gehört
vor allem das Recht, seinen Glauben öffentlich zu beken-
nen. Insbesondere in zahlreichen muslimischen Staaten
werden dieses Recht und die Möglichkeit, für die eigenen
Glaubensüberzeugungen zu werben, stark eingeschränkt.
Dies gilt beispielsweise auch für die Türkei. So hält der im
November 2010 erschienene EU-Fortschrittsbericht neben
einer Reihe weiterer Defizite fest, dass das öffentliche
Werben als Bedrohung der staatlichen Integrität und der
muslimischen Religion wahrgenommen und in Einzelfällen
sogar strafrechtlich verfolgt wird. Der Bau von Kirchen ist
rechtlich stark eingeschränkt. Zur Religionsfreiheit gehört
ferner das Recht, den eigenen Glauben zu wechseln oder
auch gar keine Religion zu haben. Zahlreiche Staaten,
insbesondere mit muslimischer Bevölkerungsmehrheit,
bestreiten dieses Recht. Der Abfall vom Islam (Apostasie)
wird in vielen dieser Staaten strafrechtlich verfolgt. Eng
verbunden mit der Religionsfreiheit ist die Meinungsfrei-
heit. Der Antrag kritisiert den Versuch von islamischen
Staaten, die Meinungsfreiheit mit der Begründung einzu-
schränken, den Islam vor Diffamierung schützen zu wol-
len. Auf Ebene der Vereinten Nationen werben diese Staa-
ten seit langem für solch ein Vorgehen. So genannte
Blasphemiegesetze sind heute in vielen Staaten bereits
Realität. Die Befassung des Deutschen Bundestags mit
diesem Antrag kurz vor Beginn der Weihnachtszeit zeigt
deutlich, welchen hohen Stellenwert dieses Thema für
CDU und CSU hat.
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Daten und Fakten

 Zahl der Beschäftigten auf Rekordhoch

Die Zahl der Beschäftigten erreichte im vergan-
genen Oktober mit rund 40,9 Mio. Personen
den höchsten Stand seit der Wiedervereinigung,
gleichzeitig sank die Zahl der Arbeitslosen im
November deutlich unter die Marke von drei
Millionen (2.931.170). Gegenüber dem Vorjah-
resmonat war dies ein Rückgang von 284.000.
Getragen wird diese Entwicklung vor allem von
dem Aufbau sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung, der sich hauptsächlich durch einen
Anstieg der Vollzeitbeschäftigung auszeichnet.
Gleichzeitig stieg auch die Fachkräftenachfrage
weiter: Mehr als 394.000 Stellen sind derzeit zu
besetzen, über zwei Drittel davon kurzfristig.
Während im Vergleich zum Vorjahresmonat im
Westen die Zahl der offenen Stellen um 37%
zunahm, standen in Ostdeutschland 29% mehr
Jobs zur Verfügung als noch im November
2009.

(Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Statisti-
sches Bundesamt)

 Internationale Schulvergleichsstudie PI-
SA IV bestätigt Aufwärtstrend

Nach der aktuellen PISA-Studie mit Schwer-
punkt Lesen und Textverständnis, an der im
Jahr 2009 rund eine halbe Million Fünfzehnjäh-
rige in 65 Ländern teilnahmen, ist Deutschland
eine der wenigen Nationen, die ihr Bildungssys-
tem in den letzten zehn Jahren beständig ver-
bessert haben. Beim Lesen liegen die deut-
schen Leistungen inzwischen im OECD-
Durchschnitt, in Mathematik und in den Natur-
wissenschaften deutlich darüber. Im Zeitraum
der Jahre 2000-2009 ist die Lesekompetenz der
deutschen Schüler mit 13 Punkten gegenüber
einem durchschnittlichen OECD-Zuwachs von
einem Punkt besonders stark gestiegen und
liegt nun bei 497 Punkten (OECD-Durchschnitt:
496 Punkte). Besonders erfreulich ist, dass sich
gleichzeitig die so genannte Risikogruppe mit
den schwächsten Lesern von 22,6% im Jahr
2000 auf nun 18,5% deutlich reduziert hat.
Auffällig sind die geschlechtsspezifischen Leis-

tungsunterschiede: Mädchen haben eine deut-
lich höhere Lesekompetenz als Jungen und sind
ihnen in diesem Testbereich um etwa ein Schul-
jahr voraus. Eine deutliche Verbesserung ist
auch bei Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund festzustellen, die sich seit 2000 im Lesen
mit 26 Punkten ganz erheblich verbessert ha-
ben. Während Schüler, die in der Familie eine
andere Sprache als Deutsch sprechen, im Jahr
2000 im Lesekompetenztest noch 60 Punkte
weniger erreichten, lag die Differenz im Jahr
2009 bei nur noch 20 Punkten. Dennoch liegen
Jugendliche mit Migrationshintergrund mit 57
Punkten noch immer mehr als ein Schuljahr zu-
rück. Die Leistungen der deutschen Schüler in
den anderen beiden Testbereichen Mathematik
und Naturwissenschaften liegen inzwischen
deutlich oberhalb des OECD-Durchschnitts: In
dem Bereich Mathematik erzielte Deutschland
513 Punkte (OECD-Durchschnitt: 493 Punkte)
und in den Naturwissenschaften 520 Punkte
(OECD-Durchschnitt: 501 Punkte).

(Quelle: PISA-Studie 2009)

 Deutsche Ausfuhren im Oktober 2010:
+19,8% zum Vorjahr

Im Oktober 2010 wurden von Deutschland Wa-
ren im Wert von rund 86,8 Mrd. € aus- und
Waren im Wert von rund 72,6 Mrd. € einge-
führt. Damit stiegen die Ausfuhren im Vergleich
zum Oktober 2009 um 19,8%, die Einfuhren
um 21%. Der Saldo der Außenhandelsbilanz
betrug im Oktober 2010 14,2 Mrd. € (2009:
12,5 Mrd.), die Leistungsbilanz schloss mit ei-
nem Überschuss von 11,7 Mrd. € ab (2009: 9,7
Mrd. €). In die EU-Mitgliedstaaten wurden im
Oktober 2010 Waren im Wert von 52,9 Mrd. €
(+14,9%) versandt und Waren im Wert von 47
Mrd. € importiert (+18,3%), in die Länder der
Eurozone Waren im Wert von 35,4 Mrd. € ex-
portiert (+12,7%) und Waren im Wert von 32,7
Mrd. € (+17%) aus diesen Ländern eingeführt.
Die Exporte in Drittländer nahmen gegenüber
Oktober 2009 um 28,4% und die Importe von
dort um 26,4% zu.

(Quelle: Statistisches Bundesamt)
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Wahlkreis-Terminvorschau

21.12.2010, 18.00 Uhr
Spendentelefonaktion Radio 7

26.12.2010, 13.00 Uhr
Stephansritt
Eisenharz

01.01.2011, 11.30 Uhr
Neujahrsempfang
Marktplatz Wangen

01.01.2011, 16.00 Uhr
Neujahrsempfang
Katholisches Gemeindehaus Baienfurt

05.01.2011, 20.00 Uhr
Neujahrsempfang
Dorfgemeinschaftshaus Eisenharz

06.01.2011, 09.00 Uhr
Neujahrsempfang
Horgenzell

06.01.2011, 11.30 Uhr
Neujahrsempfang
Bodnegg

15.01.2011, 11.00 Uhr
Festakt 40 Jahre CDU Landesverband
Baden-Württemberg

16.01.2011, 11.00 Uhr
Neujahrsempfang
Altshausen

17.01.-21.01. 2011
Sitzungswoche in Berlin
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